
Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung* im Überblick
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Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit 
und eine bessere Ernährung erreichen und 
eine nachhaltige Landwirtschaft fördern

Ein gesundes Leben für alle Menschen 
jeden Alters gewährleisten und ihr 
Wohlergehen fördern

Inklusive, gerechte und hochwertige 
Bildung gewährleisten und Möglichkeiten 
lebenslangen Lernens für alle fördern

Geschlechtergleichstellung erreichen 
und alle Frauen und Mädchen zur 
Selbstbestimmung befähigen

Verfügbarkeit und nachhaltige 
Bewirtschaftung von Wasser und 
Sanitärversorgung für alle gewährleisten

Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, 
nachhaltiger und moderner Energie 
für alle sichern

Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum, produktive 
Vollbeschäftigung und menschenwürdige 
Arbeit für alle fördern

Ungleichheit in und zwischen Ländern 
verringern

Städte und Siedlungen inklusiv,  
sicher, widerstandsfähig und nachhaltig 
gestalten

Nachhaltige Konsum- und 
Produktionsmuster sicherstellen

Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Klimawandels und seiner 
Auswirkungen ergreifen

Ozeane, Meere und Meeresressourcen im 
Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten 
und nachhaltig nutzen

Landökosysteme schützen, wiederherstellen 
und ihre nachhaltige Nutzung fördern, 
Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüsten- 
bildung bekämpfen, Bodendegradation 
beenden und umkehren und dem Verlust 
der Biodiversität ein Ende setzen

Friedliche und inklusive Gesellschaften  
für eine nachhaltige Entwicklung fördern,  
allen Menschen Zugang zur Justiz ermög- 
lichen und leistungsfähige, rechenschafts- 
pflichtige und inklusive Institutionen auf 
allen Ebenen aufbauen

Eine widerstandsfähige Infrastruktur 
aufbauen, inklusive und nachhaltige 
Industrialisierung fördern und 
Innovationen unterstützen

Umsetzungsmittel stärken und die Globale 
Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 
mit neuem Leben erfüllen



„Armut ist nicht natürlich, sie wurde von den Menschen geschaffen und kann deshalb überwunden, 
sowie durch geeignete Maßnahmen ausgerottet werden. Die Beseitigung der Armut ist kein Akt der 
Barmherzigkeit, sondern der Gerechtigkeit.“                       					     Nelson Mandela (Friedensnobelpreisträger)

Aktuelle Lage
Die Überwindung von Armut ist die größte Herausforderung der Gegenwart. In den letzten 25 Jahren konnten sich  
1 Milliarde Menschen aus der extremen Armut befreien. Doch die wirtschaftlichen Folgen der Covid-19 Pandemie und 
des Kriegs in der Ukraine haben die Fortschritte in der Armutsbekämpfung der letzten Jahrzehnte wieder zunichte 
gemacht. Schon vor der Pandemie lag die Prognose für die Armutsquote 2030 über den anvisierten 0 Prozent. Doch 
2020 stieg die Quote der extremen Armut erstmals in 20 Jahren wieder an – in absoluten Zahlen sind das über 767 
Millionen Menschen, davon 330 Millionen Kinder, die weniger als 2,15 US-Dollar pro Tag zum Leben haben. Damit  
lebt jeder zehnte Mensch in extremer bzw. absoluter Armut, meist in ländlichen Regionen ohne Anschluss an eine 
funktionierende Infrastruktur. 
Absolute Armut bedeutet Entbehrungen im Zusammenhang mit der Unfähigkeit, menschliche Grundbedürfnisse wie 
Ernährungssicherheit, Bildung oder Gesundheitsversorgung zu befriedigen und ist somit mitunter existenzbedrohend. 
Zwar ist diese Form der Armut nicht vergleichbar mit der Situation von Menschen mit niedrigem Einkommen in 
Deutschland, doch Ziel der Agenda 2030 ist es, alle Formen der Armut zu bekämpfen. 

Situation in Deutschland
In Deutschland gilt als arm, wer weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens besitzt. Als alleinstehende Person 
bedeutet das, dass man weniger als 1.250 Euro im Monat zur Verfügung hat. In Deutschland waren im Jahr 2022 rund 
17,3 Millionen Menschen, also ungefähr 20,9 Prozent der Gesamtbevölkerung, von Armut und sozialer Ausgrenzung 
bedroht. Etwa jede siebte Person ist armutsgefährdet, was besonders alleinerziehende Elternteile betrifft. Arbeitslose, 
Menschen mit internationaler Geschichte, alte und kranke Menschen haben ebenso ein höheres Risiko unter Armut zu 
leiden. Jedes fünfte Kind wächst in Armut auf, das heißt auch eine*r unserer Freund*innen im Kindergarten oder in der 
Schule könnte arm sein. 
Dabei hat Armut viele Facetten: 2022 konnten sich 6,1 Prozent der Deutschen kein ausgewogenes Essen oder keine 
Woche Urlaub leisten, hatten keine Waschmaschine oder kein Auto zur Verfügung und/oder konnten ihre Miete nicht 
fristgerecht bezahlen (erhebliche materielle und soziale Entbehrung). Ähnlich geht es vielen Menschen in Europa. Im 
europaweiten Vergleich war der Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen an der Bevölke-
rung mit 16,3 Prozent in Finnland am niedrigsten und mit 32,2 Prozent in Bulgarien am höchsten. Deutschland liegt mit 
seinen Ergebnissen knapp unter denen des EU-Durchschnitts.

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Die extreme Armut für alle Menschen überall auf der Welt beseitigen, bzw. zumindest den Anteil der Menschen, 

die in Armut in all ihren Dimensionen nach der jeweiligen nationalen Definition leben, mindestens um die Hälfte 
senken.

•	 Sozialschutzsysteme und -maßnahmen für alle umzusetzen und eine breite Versorgung der von Armut und 
Vulnerabilität betroffenen erreichen.

•	 Sicherstellen, dass alle Menschen die gleichen Rechte auf wirtschaftliche und natürliche Ressourcen sowie Zugang 
zu grundlegenden Diensten, Grundeigentum, Erbschaften, neue Technologien und Finanzdienstleistungen haben.

•	 Die Widerstandsfähigkeit der Menschen in prekären Situationen erhöhen und ihre Exposition und Anfälligkeit 
gegenüber klimabedingten Extremereignissen und wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Schocks und 
Katastrophen verringern.

•	 Ressourcen u. a. durch verbesserte Entwicklungszusammenarbeit erheblich mobilisieren, um den Ländern des 
geopolitischen Südens ausreichende und berechenbare Mittel zur Beendigung der Armut in all ihren Dimensionen 
bereitzustellen.

•	 Auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene solide politische Rahmen auf der Grundlage 
armutsorientierter und geschlechtersensibler Entwicklungsstrategien schaffen, um beschleunigte Investitionen in 
Maßnahmen zur Beseitigung der Armut zu unterstützen.

Ziel 1: Keine Armut
Armut in allen ihren Formen und überall beenden



„Die Weltlandwirtschaft könnte problemlos 12 Milliarden Menschen ernähren. Das heißt, ein Kind, das 
heute an Hunger stirbt, wird ermordet.“ 	 								      
						      Jean Ziegler (ehemaliger UN-Sonderberichterstatter für 	
						      das Recht auf Nahrung)

Aktuelle Lage
2022 waren um die 735 Millionen Menschen, also 9,2 Prozent der Weltbevölkerung, von chronischem Hunger betroffen, 
122 Millionen mehr als im Jahr 2019. Grund hierfür sind vor allem Krieg, Konflikte und Naturkatstrophen, durch die 
Ernten und Felder und somit die Nahrungsgrundlage vieler Menschen zerstört werden. Kleinbäuer*innen haben 
Probleme ihre Produkte auf den Märkten zu verkaufen oder werden von Agrarkonzernen ihres Landes beraubt. Ohne 
Zugang zu Land, Saatgut, Selbstversorgung und Landbau können sie weniger Menschen mit Essen versorgen. Durch 
multiple Krisen ausgelöste Engpässe in der Nahrungsmittelversorgung, Einkommensausfälle, Preissteigerungen und 
größere soziale Ungleichheit führten 2022 auch dazu, dass 29,6 Prozent der Weltbevölkerung von Ernährungsunsicher-
heit und somit einem Mangel an lebenswichtigen Nährstoffen betroffen waren – 391 Millionen Menschen mehr als im 
Jahr 2019.
Durch Hunger bekommen die Menschen schneller Krankheiten, können weniger arbeiten und sind in ihrer geis-
tigen Leistungsfähigkeit eingeschränkt. Mangelernährung führt besonders bei Kindern zu langfristigen Folgeschäden 
hinsichtlich ihres körperlichen Wachstums und ihrer geistigen Entwicklung. Alle 10 Sekunden stirbt ein Kind, weil es 
nicht genug zu essen hat. Das perfide an dieser Situation ist, dass weltweit eigentlich genügend Nahrungsmittel zur 
Versorgung aller Menschen hergestellt werden – die Frage ist jedoch, wie die Nahrung verteilt wird und wer Zugang zu 
ausgewogener Ernährung hat. 

Situation in Deutschland
In Deutschland nimmt der Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche langsam und stetig zu. 2022 betrug er 9,7 
Prozent der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche, liegt damit aber noch weit entfernt von den angestrebten 30 
Prozent. 
Obwohl hochwertige Lebensmittel zur nachhaltigen Versorgung der Bevölkerung hergestellt werden, ernähren sich 
in Deutschland 1,5 Millionen der Bevölkerung sehr einseitig und nicht ausreichend. Meist sind es Kinder oder ältere 
und kranke Menschen, die von Mangelernährung betroffen sind, weil sie aus Altersgründen, Einsamkeit und Hilfsbe-
dürftigkeit weniger zu sich nehmen oder sich nicht selbst versorgen können. Gleichzeitig können sich manche Fami-
lien oftmals nur günstigere, energiereiche Nahrungsmittel wie Nudeln und Fast Food statt hochwertiger Lebensmittel 
leisten. Das kann u.a. zu Übergewicht führen – ein weltweites Problem, von dem in Deutschland ca. 60 Prozent der 
Erwachsenen betroffen sind. Sie sind dadurch anfälliger für Krankheiten und bekommen beispielsweise schneller einen 
Herzinfarkt oder erkranken an Diabetes.
Insgesamt ist in Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern das Bewusstsein für gesunde nachhaltige Ernährung 
und der Anteil an biologischer Landwirtschaft jedoch hoch. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Bis 2030 den Hunger sowie alle Formen der Mangelernährung beenden und sicherstellen, dass alle Menschen 

ganzjährig Zugang zu sicheren, nährstoffreichen und ausreichenden Nahrungsmitteln haben. 
•	 Die Landwirtschaft so umstellen, dass sie zum Erhalt der Ökosysteme und der Bodenqualität beiträgt, Klima-

veränderungen standhält und gleichzeitig genug Ertrag abwirft, sodass vor allem kleine Nahrungsmittelprodu-
zent*innen von der landwirtschaftlichen Produktion leben können.

•	 Die genetische Vielfalt von Saatgut, Kulturpflanzen und Nutz- und Haustieren sowie Wildtieren bewahren. 
•	 Die internationale Zusammenarbeit verbessern und Maßnahmen ergreifen, um den extremen Schwankungen von 

Nahrungsmittelpreisen, insbesondere bei Rohstoffen, entgegenzuwirken.

Ziel 2: Kein Hunger
Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen 
und eine nachhaltige Landwirtschaft fördern

KEIN 
HUNGER 



„Es ist Zeit, Gesundheitsfürsorge als Teil einer ’sozialen Infrastruktur‘ zu konstituieren, die Gesundheit 
als ein öffentliches Gut begreift, das allen verfügbar sein muss.“ 	 	 				  
									         medico international

Aktuelle Lage
Die Fortschritte, die in den vergangenen Jahren in der weltweiten Gesundheitsversorgung erreicht werden konnten, wurden 
aufgrund der enormen Belastung der Gesundheitssysteme durch die Covid-19 Pandemie zunichte gemacht. Weltweit starben 
mehr als 6,9 Millionen Menschen an einer Covid-19-Infektion (Stand: September 2023), die meisten davon in den USA, Brasilien 
und Indien. Die Pandemie verstärkte bestehende Ungleichheiten, was sich z. B. bei der Verteilung von Impfstoff gegen Covid-19 
zeigte: Während in Europa und Nordamerika im Juni 2021 bereits zwei Drittel der Bevölkerung mindestens einmal geimpft war, 
hatten im südlichen Teil des afrikanischen Kontinents weniger als 2 Prozent der Menschen eine Impfdosis erhalten.
Auch die Situation in anderen Gesundheitsbereichen hat sich verschlechtert. Weltweit lag die Zahl der Neuinfektionen mit dem 
HI-Virus im Jahr 2022 bei 1,3 Millionen Menschen. Obwohl die Zahl der Todesfälle aufgrund einer Infektion zurückgeht, sind 
mit derzeit 39 Millionen 10 Prozent mehr Menschen an der Immunschwächekrankheit AIDS erkrankt als noch 10 Jahre zuvor. 
Auch die Zahl der Malariafälle ist 2022 auf ca. 247 Millionen gestiegen. 80 Prozent der Malaria-Todesfälle auf dem afrikanischen 
Kontinent betreffen Kinder unter 5 Jahren.
Viele weitere Krankheiten werden auch durch Luftverschmutzung durch Abgase vom Kochen, durch den Verkehr, die Industrie 
und Verbrennung von Abfällen ausgelöst. Auch schlechte Wasser-, Hygiene- und Sanitärbedingungen beeinträchtigen die 
Gesundheit von vielen Menschen weltweit. Komplikationen während der Schwangerschaft oder der Geburt gelten als häufigste 
Todesursachen im geopolitischen Süden. Ernährungsdienste sowie Gesundheitsdienste für Mütter, Neugeborene und Kinder 
sind häufig eingeschränkt oder unterfinanziert. Ein weiteres Problem ist, dass in mehr als jedem dritten Land auf 10.000 
Menschen nur 10 Ärzt*innen kommen und diese ungleich verteilt sind. Dadurch können viele Menschen bei Krankheiten  
nicht gut versorgt werden.

Situation in Deutschland
Auch Deutschland ist von den Folgen der Covid-19 Pandemie stark betroffen. Die ersten Covid-19 Infektionen in Deutschland 
wurden im Februar 2020 nachgewiesen. Bis Dezember 2021 infizierten sich über 38,4 Millionen Menschen mit dem Virus. 
174.352 Menschen in Deutschland starben an Covid-19 (Stand: September 2023), wodurch in Deutschland die Sterblichkeitsrate 
stark anstieg. Insgesamt entstehen gesundheitliche Probleme in Deutschland jedoch meist durch Rauchen und Übergewicht. 
Fast die Hälfte aller Erwachsenen ist übergewichtig, wodurch sich das Risiko auf Diabetes und Bluthochdruck erhöht. Allerdings 
ist das Rauchen, Ursache ungefähr jedes zwanzigsten Todesfalls, gerade bei Jugendlichen stark zurückgegangen.  
Eine weitere positive Entwicklung gibt es bei der Feinstaubbelastung, die voraussichtlich bis 2030 unter 20 Mikrogramm pro 
Kubikmeter Luft gesenkt werden kann. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Die weltweite Müttersterblichkeit auf unter 70 je 100.000 Lebendgeburten senken und den vermeidbaren Todesfällen bei 

Neugeborenen und Kindern unter 5 Jahren ein Ende setzen.
•	 Die vorzeitige Sterblichkeit aufgrund von nichtübertragbaren Krankheiten durch Prävention und Behandlung um ein 

Drittel senken und die psychische Gesundheit und das Wohlergehen fördern.
•	 Die Prävention und Behandlung des Substanzmissbrauchs, v.a. von Alkohol, verstärken.
•	 Die Zahl der Todesfälle und Verletzungen infolge von Straßenverkehrsunfällen weltweit halbieren.
•	 Die Zahl der Todesfälle und Erkrankungen aufgrund gefährlicher Chemikalien und der Verschmutzung und Verunreinigung 

von Luft, Wasser und Boden erheblich verringern.
•	 Den allgemeinen Zugang zu sexual- und reproduktionsmedizinischer Versorgung, einschließlich Familienplanung,  

Information und Aufklärung, gewährleisten.
•	 Die allgemeine Gesundheitsversorgung für alle erreichen, v.a. die Absicherung gegen finanzielle Risiken, den Zugang  

zu hochwertigen grundlegenden Gesundheitsdiensten und den Zugang zu sicheren, wirksamen, bezahlbaren und  
unentbehrlichen Arzneimitteln und Impfstoffen. 

•	 Die Gesundheitsfinanzierung und Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachkräften, insbesondere in den Ländern  
des geopolitischen Südens, deutlich erhöhen.

Ziel 3: Gesundheit und Wohlergehen
Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr 
Wohlergehen fördern



„So lasst uns denn den Kampf aufnehmen gegen Analphabetismus, Armut und Terror und dazu unsere 
Bücher und Stifte in die Hand nehmen. Sie sind unsere wirksamsten Waffen. Ein Kind, eine Lehrkraft, ein 
Stift und ein Buch können die Welt verändern. Bildung ist die einzige Lösung. Bildung steht am Anfang 
von allem.“
			       Malala Yousafzai (Kinderrechtsaktivistin und Friedensnobelpreisträgerin)

Aktuelle Lage
Bildung befähigt Menschen, ihre politische, soziale, kulturelle, gesellschaftliche und wirtschaftliche Situation zu 
verbessern. Doch weltweit kann ungefähr jedes sechste Kind keine Schule besuchen. Besonders Kinder, die in Armut 
leben, können nicht zur Schule gehen, weil ihnen das Geld für den Unterricht und die Schulmaterialien fehlt.  
Manchmal gibt es auch keine Schule in der Nähe. Für die betroffenen Kinder bedeutet das, dass sie nur über wenig 
Wissen verfügen und oft weder lesen, schreiben noch rechnen lernen. Dadurch können sie später auch nur einen gering 
qualifizierten Job ausüben und verdienen häufig sehr wenig Geld, können sich also nur schwer aus der Armut befreien. 
Obwohl in vielen Schulen die Infrastruktur in den letzten Jahren verbessert wurde, fehlen weltweit 25 Prozent aller 
Grundschulen Elektrizität, Trinkwasser und einfache Sanitäranlagen, der Hälfte aller Grundschulen fehlen Computer 
und Zugang zum Internet. Die Covid-19 Pandemie hat Fortschritte in der Bildung der letzten 20 Jahre aufgehoben. Laut 
UN war 2020 ein „Katastrophenjahr für die Bildung“: 1,6 Milliarden Schulkinder weltweit waren von Schulschließungen 
betroffen, meist ohne digitalen Ersatz. Aufgrund der wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie kehren viele Kinder 
nicht in den Schulunterricht zurück, sondern müssen Lohnarbeit leisten. Die UNESCO schätzt, dass im Jahr 2021 
weltweit 24 Millionen Kinder aufgrund der Pandemie die Schule abgebrochen haben. Mit dem Krieg in der Ukraine 
kommen mehrere Millionen Kinder hinzu, die erschwerten oder gar keinen Zugang mehr zu Bildung haben. 

Situation in Deutschland
In Deutschland hatten im Jahr 2021 15,4 Prozent der 14- bis 25-Jährigen keinen allgemeinen Schulabschluss. Diese 
sogenannten frühen Schulabgänger*innen haben ein erhöhtes Risiko keine Arbeit zu finden, kein ausreichendes 
Einkommen zu erzielen und zukünftig in Armut zu leben. Diesem Risiko sind auch 6,2 Millionen Menschen in  
Deutschland ausgesetzt, die von funktionalem Analphabetismus betroffen sind. Betroffene können zwar einzelne  
Sätze lesen und schreiben, aber keine zusammenhängenden Texte.
Das nachhaltige Entwicklungsziel, allen Menschen Zugang zu gleichberechtigter Bildung zu ermöglichen, ist auch  
in Deutschland noch nicht verwirklicht. Zwar ist Bildung für alle kostenlos und zugänglich, trotzdem schafft es das 
deutsche Bildungssystem weit weniger als andere Länder, junge Menschen aus schwierigeren sozialen Verhältnissen 
oder aus Familien mit internationaler Geschichte mitzunehmen und zu Schulerfolgen zu führen. Die Bildungsverlie-
rer*innen haben später deutlich geringere Chancen auf einen sicheren oder gut bezahlten Job. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Gleiche Chancen auf hochwertige Bildung für alle Menschen weltweit.
•	 Bis 2030 eine kostenlose Grund- und Sekundarschulausbildung für alle, unabhängig von Geschlecht und Herkunft 

sichern und die Zahl der Jugendlichen und Erwachsenen, die lesen, schreiben und rechnen können, erheblich 
erhöhen.

•	 Schuleinrichtungen und Schulumgebungen kindergerecht, behindertengerecht, geschlechtergerecht und vor 
allem sicher gestalten, sowie integratives Lernen und gleiche Bildungschancen für behinderte Kinder, Angehörige 
indigener Völker sowie für Menschen aus Krisengebieten ermöglichen.

•	 Ein größeres Angebot an technischer und beruflicher Weiterbildung für Jugendliche und Erwachsene schaffen 
und durch die Erhöhung der Anzahl der Stipendien den Zugang zu hochwertiger Bildung für Menschen aus dem 
geopolitischen Süden ermöglichen.

•	 Die fachliche und pädagogische Ausbildung der Lehrenden weltweit verbessern und Bildung für nachhaltige 
Entwicklung Bestandteil jeden Unterrichts werden lassen.

Ziel 4: Hochwertige Bildung
Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten 
lebenslangen Lernens für alle fördern



„Eine Gesellschaft, in der Mädchen und junge Frauen ihr volles intellektuelles, soziales und
politisches Potenzial ausschöpfen können, ist gleichzeitig auch eine sichere, gesunde und florierende 
Gesellschaft.“ 
					     Julia Gillard (ehemalige Premierministerin von Australien)

Aktuelle Lage
Die Geschlechtergleichstellung schreitet auf der Welt voran – allerdings zu langsam. Frauen erlangen immer mehr 
Rechte und leben selbstbestimmter, jedes vierte Mitglied der nationalen Parlamente weltweit ist eine Frau und etwa  
28 Prozent der Führungspositionen weltweit wird von Frauen besetzt. 
Doch nach aktuellem Stand der Entwicklung dauert es noch fast 50 Jahre, bis Frauen gleichermaßen in Parlamenten 
repräsentiert sind, in Führungspositionen noch 140 Jahre. 
Außerdem ist Gewalt gegen Frauen, Lesben, inter-, nicht binäre, trans- und agender Personen (FLINTA) immer noch ein 
sehr großes Problem. Während der Covid-19-Pandemie ist die Zahl der Gewalttaten gegen Frauen weltweit gestiegen. 
Beinahe jede dritte Frau wurde bereits mindestens einmal Opfer von körperlicher und/oder sexueller Gewalt. Oft ist der 
Täter der Intimpartner der Frau. Fast die Hälfte der Frauen, die verheiratet sind oder in einer Partnerschaft leben, geben 
an, nicht frei über ihr Sexualleben und die Nutzung von Verhütungsmitteln und Gesundheitsdiensten entscheiden zu 
dürfen. In ca. 30 Ländern ist auch die weibliche Genitalverstümmelung weiterhin verbreitet, in sieben dieser Länder so 
stark, dass 90 Prozent der Frauen davon betroffen sind. Zudem werden immer noch Millionen Mädchen unter 18 Jahren 
zwangsverheiratet. In einigen Ländern erfahren Frauen zudem keinen rechtlichen Schutz, da es keine Gesetze gegen 
Diskriminierung oder Gewalt gegen Frauen gibt. Laut Zwischenbilanz der UN dauert erst noch bis zu 300 Jahre, bis 
Zwangsverheiratung beendet und ausreichender gesetzlicher Schutz für Frauen und Mädchen erreicht sind. 
Frauen verbringen auch immer noch 2,5-mal so viel Zeit wie Männer damit, Kinder oder alte Menschen zu betreuen  
und die Hausarbeit zu erledigen. Durch diese unbezahlte Arbeit bleibt weniger Zeit für Lohnarbeit und Bildung. So 
verlieren Frauen oft ihre Selbstständigkeit und sind finanziell von anderen Menschen abhängig – ein Trend, der sich 
durch die Covid-19-Pandemie noch verstärkt hat.

Situation in Deutschland
Auch in Deutschland ist Gewalt gegen FLINTA ein Problem. Durchschnittlich alle drei Tage wird eine Frau von ihrem 
(Ex-)Partner ermordet. Zwei Drittel aller Frauen haben schon mindestens einmal sexuelle Belästigung erlebt. Frauen 
mit Behinderung sind zwei- bis dreimal häufiger von sexueller Gewalt betroffen als Frauen ohne Behinderungen. 
Oft leiden Frauen im Alltag unter Benachteiligungen, denn besonders für Mütter ist es schwieriger eine Arbeit zu 
finden. Häufig verdienen sie auch weniger als ihre männlichen Kollegen sowie Kolleginnen ohne Kind. In Deutschland 
lag der unbereinigte Gender Pay Gap 2022 bei 18 Prozent. Damit ist das durchschnittliche Gehalt pro Arbeitsstunde 
von Frauen rund ein Fünftel niedriger als das von Männern. Obwohl Frauen genauso häufig studieren und genauso 
hoch qualifiziert sind wie Männer, ist nur etwas weniger als jede dritte Führungsposition von Frauen besetzt. Auch im 
deutschen Bundestag ist nur fast jedes dritte Mitglied eine Frau. Das hat sich auch mit der Bundestagswahl 2021 nicht 
gravierend geändert: Der Frauenanteil unter den Gewählten stieg von 31 Prozent auf knapp 35 Prozent.

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Weltweit Maßnahmen implementieren zur Beendigung aller Formen der geschlechtsbasierten Diskriminierung; 

Bekämpfung jeglicher Gewalt gegen FLINTA, des illegalen Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung.
•	 Schutz der Rechte von Frauen auf sexuelle Gesundheit und Wohlbefinden sowie auf eine selbstbestimmte Familien-

planung.
•	 Frauen und Mädchen weltweit stärken, insbesondere ihre Teilhabe an Politik, Wirtschaft und öffentlichem Leben. 
•	 Gesetze zur Gleichberechtigung von Mann und Frau beschließen. Dazu gehören Reformen, die Frauen ermöglichen, 

zu gleichen Bedingungen wie Männer Grund und Boden, finanzielle Dienstleistungen, Erbschaften und Rohstoffe zu 
erwerben und zu besitzen, sowie eine höhere Anerkennung und Wertschätzung der Arbeit von Frauen in Haushalt 
und Familie.

 

Ziel 5: Geschlechtergleichheit
Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur 
Selbstbestimmung befähigen

GESCHLECHTER-
GLEICHHEIT



„Das Problem ist nicht, dass wir mehr Wohlstand wollen. Das Problem ist, dass wir Wohlstand durch 
materiellen Besitz definieren.“
 								        Dennis Meadows (Ökonom)

Aktuelle Lage
Die durch die Covid-19-Pandemie verursachte Rezession ist die schwerste seit der Weltwirtschaftskrise in den  
1930ern Jahren. Trotz allmählicher Konjunkturerholung wird es in vielen Ländern noch lange dauern, bis das Wirt-
schaftswachstum wieder den Stand von vor der Pandemie erreicht. Weltweit verloren Millionen von Menschen ihre 
Arbeit und somit ihre Lebensgrundlage, weitere 1,5 Milliarden Erwerbstätige in der informellen Wirtschaft können  
bei Krankheit oder Schließungen nicht durch ein soziales Sicherheitsnetz aufgefangen werden. Insgesamt leben 
aufgrund multipler Krisen 700 Millionen Menschen weltweit in Armut, obwohl sie einer Arbeit nachgehen. 
Rund 40 Millionen Menschen, die unter anderem in der Landwirtschaft, der Textilindustrie oder der Rohstoffgewin-
nung tätig sind, leben in Zwangsarbeit und einem Zustand, in dem sie vorübergehend oder lebenslang als Eigentum 
anderer behandelt werden. Für jede*n Durchschnittsdeutsche*n arbeiten so indirekt rund 60 „Sklav*innen“ – durch 
globale Produktionsketten ist es kaum möglich zu garantieren, dass in einem Smartphone, einem T-Shirt oder einer 
Tasse Kaffee keine Zwangsarbeit steckt. Laut Schätzungen von UNICEF sind zudem weltweit 150 Millionen Kinder 
zwischen 5 und 14 Jahren schon berufstätig. Die meisten von ihnen leben in Afrika, gefolgt von Asien. Sie verrichten 
oftmals Tätigkeiten, die ihrer körperlichen und geistigen Entwicklung schaden und darüber hinaus die Umwelt stark 
belasten. 
Das Wirtschaftswachstum stößt an die Grenzen unseres Planeten und seiner natürlichen Ressourcen. Die Frage, ob 
Wirtschaftswachstum auf Dauer die wichtigste Messlatte für gesellschaftlichen Wohlstand bleiben kann, wird immer 
umstrittener. Ein Gegenentwurf kommt z. B. aus Neuseeland: Dort wurde zum ersten Mal ein Haushaltsplan verab-
schiedet, der sich statt am Wirtschaftswachstum am Wohlbefinden der Bürger*innen orientiert.

Situation in Deutschland
Schlechte Arbeitsverhältnisse, etwa Lohndumping oder Leih- oder Zeitarbeit, herrschen auch in Deutschland vor. 
Besonders von Ausbeutung betroffen sind Arbeitsmigrant*innen, die oft saisonal in der Landwirtschaft oder in der 
Baubranche eingesetzt werden. Der seit der Covid-19-Pandemie verstärkt zunehmende Online-Handel führte neben 
höheren Umsätzen vor allem zu einer Zunahme der prekären Arbeitsbedingungen für Beschäftigte bei Lieferdiensten 
und Logistikunternehmen. Und auch in Deutschland leben schätzungsweise 167.000 moderne „Sklav*innen“. 
Obwohl es vergleichsweise wenig Arbeitslosigkeit gibt, ist der Zugang zum Arbeitsmarkt nicht für alle gleich. So sind 
Menschen mit Behinderung öfter arbeitslos als der Durchschnitt und Frauen leisten häufig unbezahlte Arbeit, zum 
Beispiel im Haushalt oder in der Pflege. Ökologisch gesehen leben und konsumieren die Menschen in Deutschland 
weit über ihre Verhältnisse – um Deutschlands Ressourcenverbrauch zu decken wären mehrere Erden notwendig.  
Der Umstieg auf eine nachhaltigere Wirtschaft ist also eine große Herausforderung, die auch den Arbeitsmarkt 
verändern wird. Doch auch unser Konsumverhalten muss dringend nachhaltiger werden.

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Konsum und Produktion ressourcenschonender gestalten und nachhaltiges Wirtschaftswachstum ohne  

Zerstörung der Umwelt erreichen.
•	 Produktivität durch Innovationen und technischen Fortschritt steigern. Durch Entwicklungszusammenarbeit  

die Schaffung von Arbeitsplätzen, Kreativität, Innovation und Unternehmertum fördern, vor allem kleine und  
mittelständische Unternehmen.

•	 Vollbeschäftigung in produktiven und menschenwürdigen Jobs für alle garantieren – einschließlich Frauen,  
junger Menschen und behinderten Menschen – und gleichen Lohn für gleiche Arbeit durchsetzen.

•	 Alle Formen der erzwungenen Arbeit, der Sklaverei und der Kinderarbeit beenden. 

Ziel 8: Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum
Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive 
Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern



„Würde man das Vermögen der unteren Hälfte auf 1,5 oder zwei Prozent aufstocken, hätte man für die 
Armen so viel erreicht wie mit 30 Jahren Wachstum, und das, ohne die planetarischen Grenzen weiter zu 
überschreiten.“  					     Thomas Pogge (Kabarettist, Professor für Philosophie)

Aktuelle Lage
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und sollten die gleichen Chancen haben, etwa beim Zugang zu Bildung  
und Gesundheitsversorgung sowie sozialer und wirtschaftlicher Teilhabe. Vielen Menschen bleibt dies jedoch 
verwehrt. Jede sechste Person erlebt eine oder mehrere Formen von Diskriminierung, besonders betroffen sind 
Frauen oder behinderte Menschen. 258 Millionen Kinder und Jugendliche haben keinen Zugang zu Bildung – das sind 
fast doppelt so viele Kinder, wie in ganz Europa leben. Zudem waren 2022 um die 34,6 Millionen Menschen auf der 
Flucht – so viele wie nie zuvor. Auch eine faire Verteilung von CO2-Emissionen ist noch nicht selbstverständlich und 
insbesondere die wirtschaftliche Ungleichheit zwischen den Ländern ist immer noch sehr hoch. Laut des aktuellen 
Berichts zur weltweiten Ungleichheit von 2022 besitzen die reichsten 10 Prozent der Weltbevölkerung mehr als drei 
Viertel des Vermögens. Der Rest wird unter den verbliebenen 90 Prozent der Weltbevölkerung ebenfalls ungleich  
und besonders innerhalb der Länder extrem ungerecht verteilt. 
Multiple Krisen, wie z. B. die Covid-19-Pandemie, die Klimakrise oder der Krieg in der Ukraine, wirken wie ein Brenn-
glas und verschärfen bestehende Probleme und Ungleichheiten in und zwischen den Ländern. Von den Folgen sind 
vulnerable Menschen und die ärmsten Länder am härtesten betroffen. 

Situation in Deutschland
Deutschland zählt im internationalen Vergleich zu den reichsten Ländern der Welt und weist eine geringe Armuts-
gefährdung auf – dennoch bestehen sehr offensichtlich Ungleichheiten beim Einkommen und im Zugang zu 
Lebenschancen. 
Viele Menschen kommen nach Deutschland, um Bedrohung, Verfolgung oder schwierigen Lebenssituationen zu 
entfliehen und für sich und ihre Familienmitglieder bessere Lebensbedingungen und höhere Verwirklichungschancen 
zu schaffen. Doch auf dem Arbeitsmarkt und im Bildungssektor sind Menschen ohne deutschen Pass stark benach-
teiligt. So erreichen zum Beispiel nur 14 Prozent der Schüler*innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft einen höheren 
Abschluss, mit 35 Prozent ist der Anteil der Schüler*innen mit deutscher Staatsbürgerschaft doppelt so hoch. 
Einkommensungleichheiten wird in Deutschland insbesondere mithilfe von Sozialleistungen und Steuern entgegen-
gewirkt. Dennoch ist das Vermögen in Deutschland aber deutlich ungleicher verteilt, vor allem weil die Menschen  
in Deutschland viel häufiger zur Miete wohnen statt in eigenen Immobilien.
Um Ungleichheiten in Deutschland zu verringern, bedarf es weitreichender struktureller Veränderungen in Wirtschaft 
und Gesellschaft unter möglichst großer Beteiligung der Zivilbevölkerung. Die Förderung von Bildungsinitiativen und 
die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum sind aber nur Teil der Lösung. Solange Menschen aufgrund ihrer sozialen 
Herkunft, ihrer kulturellen oder geschlechtlichen Zugehörigkeit, einer Behinderung, ihres Alters oder ihrer Religion 
diskriminiert werden, ist Deutschland weit entfernt von Chancengleichheit. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Förderung der sozialen, wirtschaftlichen und politischen Inklusion und Befähigung zur Selbstbestimmung 

aller Menschen, unabhängig von Alter, Geschlecht, Ethnie, Herkunft, Beeinträchtigung, sexueller Ausrichtung, 
Weltanschauung und religiösem oder wirtschaftlichem Status 

•	 Eine langfristige Erhöhung der Einkommen der ärmsten 40 Prozent der Weltbevölkerung 
•	 Bessere Regulierung und Überwachung globaler Finanzmärkte 
•	 Verstärktes Mitspracherecht von sog. Entwicklungsländern bei Entscheidungen in globalen Wirtschafts- und 

Finanzfragen
•	 Verteilung öffentlicher Entwicklungshilfegelder und Finanzströme nach Bedarf
•	 Eine verantwortungsvolle Migrationspolitik zu Erleichterung der sicheren Mobilität von Menschen 

Ziel 10: Weniger Ungleichheiten
Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern 



„Nachhaltigkeit heißt: Kann man auf Dauer so weitermachen, wie man es heute macht? 
Wenn man das nicht kann, dann ist es nicht nachhaltig.“

 					             Anselm Görres, Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft

Aktuelle Lage
Jeder zweite Mensch weltweit lebt heute in einer Stadt – bis zum Jahr 2050 könnten es bis zu 70 Prozent der Welt
bevölkerung sein. Als Ballungszentren der Wirtschaft und der Innovation produzieren Städte rund 80 Prozent des 
globalen Bruttoinlandsprodukts, bei sehr schlechter Klimabilanz: 75 Prozent des menschlichen CO2-Ausstoßes 
werden innerhalb von Städten verursacht. Hier ist auch der Zugang zu Ressourcen und Infrastruktur sehr ungleich 
verteilt. Insgesamt leben über 1 Milliarde Menschen in Slums – innerhalb der nächsten 30 Jahre könnten Prognosen 
zufolge weitere 2 Milliarden Menschen in ähnlichen Verhältnissen leben müssen. Viertel ohne Wasser- und Strom
versorgung liegen in den Metropolen des geopolitischen Südens oft unmittelbar neben „Gated Communities“ oder 
Golfplätzen mit Flutlicht und Rasensprenganlagen. Zugang zu öffentlichen Räumen wie Plätzen oder Parks haben 
bloß 20 Prozent der Stadtbewohner*innen und nur rund die Hälfte der Stadtbevölkerung weltweit hat Zugang zu 
einfachen öffentlichen Verkehrsmitteln.
9 von 10 Stadtbewohner*innen atmen eine Luft, deren Feinstaubbelastung über den Richtwerten der Weltgesund-
heitsorganisation liegt. Dies betrifft insbesondere Metropolen, doch auch in vielen ländlichen Gegenden und Klein-
städten stellt verschmutzte Luft ein enormes Gesundheitsrisiko dar. Von Umweltbelastungen und Naturkatastro- 
phen sind vor allem die ärmsten Menschen betroffen, sodass Ungleichheiten und urbane Armut durch die Folgen 
des Klimawandels verstärkt werden. 
Wie sich Städte in Zukunft entwickeln, hat eine große Bedeutung über die jeweilige Stadt hinaus. Die gesellschaft
lichen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklungen der Welt werden sich überwiegend in Städten abspielen. 
Nachhaltige Städte werden im Bestreben, dem globalen Klimawandel entgegenzuwirken, immer wichtiger. 

Situation in Deutschland
In deutschen Großstädten gibt es zurzeit kaum ein brisanteres Thema als Mieten und Wohnungsnot. Vor allem 
Menschen mit geringem Einkommen müssen oft weit mehr als die empfohlenen 30 Prozent ihres Einkommens 
für die Miete aufbringen. So wird Mieten zum Armutsrisiko – Geringverdiener*innen werden immer weiter aus 
den Innenstädten verdrängt und so auch von Infrastruktur und sozialem Leben abgeschnitten. Den 27 Millionen 
Stadtbewohner*innen in Deutschland steht ein gutes Angebot an öffentlichem Nahverkehr zur Verfügung, den  
55 Millionen Menschen, die im Umland der Städte und auf dem Land wohnen, jedoch weit weniger. Hier bedarf  
es einem Ausbau der Infrastruktur, der auch Rad- und Fußwege mitbedenkt, sowie die finanzielle Erschwinglichkeit  
von Tickets. Aktuelle Messungen des Umwelt Bundesamts zeigen auch in Deutschland 2023 an allen Messtationen 
Überschreitungen von Kurzzeitgrenz- und Zielwerten für Luftverschmutzung durch Feinstaub, Stickstoffdioxid und 
Ozon auf. Auch wenn die letzten Jahre eher gering belastet waren, können zukünftig meteorologische Bedingungen 
auftreten, die zu einer deutlich erhöhten Feinstaubbelastung führen können, z. B. sehr trockene Winter und heiße 
Sommer. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Zugang zu sicherem und bezahlbarem Wohnraum für alle sichern. 
•	 Eine inklusivere und nachhaltige Stadtplanung mit Beteiligung von Bürger*innen fördern. 
•	 Zugang zu nachhaltigen, inklusiven, sicheren öffentlichen Verkehrsmitteln und zu entsprechenden Räumen  

und Grünflächen ermöglichen.
•	 Schutz des Weltkultur- und -Naturerbes und Reduzierung der Umweltbelastungen von Städten.
•	 Reduzierung der negativen Auswirkungen von Naturkatastrophen, sowie Implementierung von Maßnahmen  

zur Katastrophenrisikominderung.

Ziel 11: Nachhaltige Städte und Gemeinden
Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig gestalten



„Immer wieder gibt der Mensch Geld aus, das er nicht hat, für Dinge, die er nicht braucht, um damit 
Leuten zu imponieren, die er nicht mag.“  	
							       Danny Kaye (Schauspieler, Komiker und Sänger)	

Aktuelle Lage
Wie können wir mit den knappen Ressourcen unseres Planeten so umgehen, dass sie auch für zukünftige Generationen 
erhalten bleiben und Zeit haben, sich zu erholen? Dazu ist ein tiefgreifender Wandel unserer Produktions- und Konsumprak-
tiken notwendig, z. B. weg von einer „Wegwerf-Kultur“ und hin zu einer Kreislaufwirtschaft, in der weniger verschwendet 
und mehr wiederverwendet wird. Braunkohle, Öl, Holz, Obst, Gemüse und Getreide – für den weltweiten wirtschaftlichen 
Fortschritt, brauchen wir immer mehr Ressourcen. Die Menge an Rohstoffen, die wir zur Herstellung unserer gewünschten 
Produkte brauchen, hat sich seit dem Jahr 2000 fast verdoppelt. 
Seit 1970 hat sich der weltweite Konsum an materiellen Gütern mehr als verdreifacht, Tendenz steigend. Der materielle  
Fußabdruck pro Kopf in Ländern mit hohem Einkommen ist dabei 10-mal so hoch wie in Ländern mit niedrigem Einkommen.  
Das Ziel, die Pro-Kopf-Lebensmittelverschwendung und -verluste bis 2030 zu halbieren, liegt laut aktuellem SDG-Report  
2023 in weiter Ferne. 931 Millionen Tonnen Lebensmittelabfälle wurden im Jahr 2019 verzeichnet, während zeitgleich mehr  
als 2 Milliarden Menschen auf der Welt an Hunger oder Unterernährung leiden. 
Pro Jahr werden weltweit 400 Millionen Tonnen Plastik produziert. Zwischen 2000 und 2019 hat sich die Plastikproduktion 
fast verdoppelt. Dabei werden nur 9 Prozent des weltweit verwendeten Plastiks recycelt. In nur fünf Jahren hat die Menge  
an Elektroschrott 2019 um 21 Prozent zugelegt. Gerade mal 17,4 Prozent des weltweiten Elektroschrottes werden recycelt. 
Ein Wiederaufleben der Subventionen für fossile Brennstoffe wurde durch globale Krisen ermöglicht, von 2020 auf 2021 
wurden sie fast verdoppelt – eine enorme Behinderung zum Übergang sauberer und nachhaltiger Alternativen der Energie-
gewinnung. Es ist wichtig, eine nachhaltige Politik zu verfolgen, die die Sensibilisierung für eine effiziente und nachhaltige 
Bewirtschaftung der begrenzten natürlichen Ressourcen im Fokus hat, sowie die Entkopplung des Wirtschaftswachstums  
von Ressourcenverbrauch.

Situation in Deutschland
In Industrieländern wie Deutschland ist der Ressourcenverbrauch pro Kopf besonders groß. Rund 16.000 Kilogramm Rohstoffe 
verbraucht jeder Mensch in Deutschland pro Jahr. Nur maximal 12 Prozent davon stammen aus dem Recycling. Jede*r Deutsche 
wirft pro Jahr durchschnittlich etwa 1,5 kg Kleidung, 85 kg Nahrungsmittel und rund 25 kg Plastikverpackungen in den Müll. 
2021 produzierte Deutschland 21,3 Millionen Tonnen Plastik. Um auf die Flut an Plastikmüll zu reagieren, trat in der EU 2021 
ein Verbot von Einwegplastik wie Strohhalmen in Kraft. Doch Plastikverpackungen sind noch immer allgegenwärtig.  
Auch die richtige Mülltrennung hilft nur bedingt, denn die Hälfte der Plastikabfälle kann nicht wiederverwertet werden.  
Seit 2022 gilt im Rahmen eines neuen Verpackungsgesetzes die gesetzlich verbindliche Recyclingquote von 63 Prozent.  
Vom Anfallenden Elektroschrott werden nur rund 45 Prozent ordnungsgemäß entsorgt. Damit ist Deutschland weit von 
der EU-weit vorgeschriebenen Sammelquote von 65 Prozent entfernt. In Deutschland ist „Containern“, also das Retten von 
ungebrauchten Nahrungsmitteln aus dem Müll, trotz dramatischer Lebensmittelverschwendung noch immer illegal. Vorbild 
könnten hier Gesetzgebungen wie in Frankreich sein, wo es für Händler bald verboten ist, neuwertige Lebensmittel wegzu-
werfen. Wichtig ist auch Information und Transparenz: Durch Umweltsiegel auf Produkten, wie den „Blauen Engel“, können 
Verbraucher*innen nachhaltigere Entscheidungen treffen. Verbraucher*innen in den Industrieländern haben überdurch-
schnittlich viel Macht, um mit ihren Entscheidungen auch globale Produktionsketten zu beeinflussen, zum Beispiel durch  
den Umstieg auf regionale, ökologische und fair gehandelte Lebensmittel. 
	
Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Natürliche Ressourcen nachhaltig und effizient nutzen. Subventionen für fossile Brennstoffe so weit wie möglich  

abschaffen.
• 	 Die weltweite Nahrungsmittelverschwendung auf den Ebenen der Produktion und des Konsums halbieren.
• 	 Abfall durch Vermeidung und Wiederverwendung global verringern und bereits bis 2020 einen umweltverträglichen 

Umgang mit Abfällen und Chemikalien sicherstellen, um ihre negativen Folgen für Menschen und Umwelt einzuschränken.
• 	 Unternehmen dazu ermutigen, nachhaltig zu arbeiten, öffentliche Aufträge verstärkt an nachhaltige Unternehmen  

vergeben.
• 	 Zugang zu Informationen über eine nachhaltige Lebensweise für alle Menschen sichern.

Ziel 12: Nachhaltige/r Konsum und Produktion 
Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen



„Kommende Generationen werden dich nicht fragen, in welcher Partei du warst. Sie werden wissen wollen, 
was du dagegen getan hast, als du wusstest, dass die Pole schmelzen.“ 

		            					           Martin Sheen, amerikanischer Schauspieler 

Aktuelle Lage
Weltweit sind immer häufigere und intensivere Extremwetterereignisse zu verzeichnen, die sich auf jede Region der Erde auswirken. 
Klimabedingte Katastrophen wie Starkregen, Überschwemmungen, Dürren- und Hitzeperioden, Erdrutsche und Stürme zerstören 
Häuser und Ernten, Menschen verlieren ihr Zuhause und ihre Nahrungsgrundlage und werden zur Flucht gezwungen. Bis zum Jahr 
2050 könnte es über 140 Millionen Klimaflüchtlinge geben. Am härtesten trifft es jedoch diejenigen, denen die Mittel zur Flucht 
fehlen. Die Klimakrise steht in unmittelbarem Zusammenhang mit Armut und Hunger und fördert indirekt bereits bestehende und 
neue Konflikte. 
Veränderungen des Klimas gab es in der Erdgeschichte schon immer, doch heute haben wir es mit einer menschengemachten Erder-
wärmung zu tun, die schneller als je zuvor unsere Umwelt verändert. Seit Beginn der Industrialisierung ist die Erde um ca. 1,2°C 
wärmer geworden. Schuld sind Treibhausgase, vor allem Kohlendioxid (CO2) und Methan, die durch Energiegewinnung, Industrie, 
Landwirtschaft und andere menschliche Aktivitäten in die Erdatmosphäre gelangen. Die G-20-Staaten sind verantwortlich für rund  
80 % der weltweiten Treibhausgase, während Menschen in den ärmsten Ländern des geopolitischen Südens, die am wenigsten zur 
Klimakrise beigetragen haben, am stärksten direkt von ihren Auswirkungen betroffen sind.
Durch die zunehmende Erderwärmung hat sich die Höhe des Meeresspiegels in den letzten zehn Jahren verdoppelt. Trotz der in 
der Agenda 2030 vereinbarten Bemühungen, die Erwärmung auf 1,5 °C zu begrenzen, wird erwartet, dass der globale Meeresspiegel 
im kommenden Jahrhundert weiter ansteigen wird. Rund 900 Millionen Menschen leben in Küstengebieten in niedrigen Lagen, 
einer von zehn Menschen weltweit. Auch Tiere und Pflanzen sind von der Erderwärmung betroffen, werden aus ihrem Lebensraum 
gedrängt oder sind sogar vom Aussterben bedroht.
Mit dem europäischen Klimagesetz wurde die Verwirklichung des Klimaziels der EU, die Emissionen bis 2030 um mindestens 55 
Prozent zu senken, zu einer rechtlichen Verpflichtung. Die EU-Länder arbeiten an neuen Rechtsvorschriften, um dieses Ziel  
zu erreichen und bis 2050 klimaneutral zu werden.
Der aktuelle Bericht des Nachhaltigkeitsgipfels der Vereinten Nationen zeigt in der Halbzeitbilanz: Das Tempo und das Ausmaß 
der aktuellen Klima-Aktionspläne reichen bei weitem nicht aus, um den Klimawandel wirksam zu bekämpfen. Die Verpflichtung der 
Industrieländer, jährlich 100 Milliarden US-Dollar für den Klimaschutz zu mobilisieren sind bisher nicht erfüllt worden. Im Jahr 2024 
muss ein neues Klimafinanzierungsziel festgelegt werden.

Situation in Deutschland
Extremwetterereignisse wie Hitzeperioden oder Überschwemmungen haben sich in Deutschland in den letzten 50 Jahren verdrei-
facht. Der Sommer 2022 war in Europa der heißeste seit mindestens 500 Jahren, das Jahr 2022 gemeinsam mit dem Jahr 2018 das 
wärmste Jahr in Deutschland seit Beginn der Wetteraufzeichnen. Die durchschnittliche Temperatur in Deutschland hat sich um 1,4°C 
erhöht, was zu sehr heißen, trockenen Sommern und milden, nassen Wintern führt. Das macht sich deutlich in der Sterbestatistik 
bemerkbar und hat Folgen für Natur und Landwirtschaft – denn unvorhersehbare Dürren oder Starkregen können zu Ernteausfällen 
führen. Der Anstieg des Meeresspiegels stellt eine Gefahr für die Ost- und Nordseeküsten dar. Die Waldbrandgefahr hat sich erhöht 
und Schädlinge wie der Borkenkäfer breiten sich aus. Auch gesundheitlich stehen Menschen in Deutschland vor neuen Herausforde-
rungen: durch das veränderte Klima könnten sich Infektionskrankheiten aus wärmeren Regionen auch hierzulande verbreiten.  
Die Pro-Kopf-CO2-Emission in Deutschland ist fast doppelt so hoch wie der globale Durchschnitt. Obwohl seine Emissionen weit 
unter denen der größten CO2-Produzenten China und den USA liegen, gehört Deutschland immer noch zu den zehn größten 
CO2-Emittenten weltweit. Um das 2-Grad-Ziel zu erreichen, plant die deutsche Regierung, die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 
65 Prozent zu senken. Dafür sind drastische Veränderungen in Energieversorgung, Wirtschaft und Gesellschaft notwendig. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Maßnahmen zum Klimaschutz in nationale Strategien, Pläne und Politiken einbeziehen
•	 Die Widerstandskraft und die Anpassungsfähigkeit gegenüber klimabedingten Gefahren und Naturkatastrophen in allen Ländern 

stärken
•	 Verstärkte Aufklärung und Sensibilisierung zur Abschwächung des Klimawandels sowie Unterstützung bei der Klimaanpassung, 

insbesondere für marginalisierte Gemeinwesen und Frauen und junge Menschen
•	 sowie die personellen und institutionellen Kapazitäten im Bereich der Abschwächung des Klimawandels, der Klimaanpassung, der 

Reduzierung der Klimaauswirkungen sowie der Frühwarnung verbessern
•	 Bis 2025 jährlich 100 Milliarden Dollar aufbringen, um sogenannte Entwicklungsländer bei Maßnahmen zum Klimaschutz zu 

unterstützen 

Ziel 13:  Maßnahmen zum Klimaschutz
Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner  
Auswirkungen ergreifen



„Wir ersticken uns zu Tode mit dem ganzen Plastik, das wir wegwerfen. Es tötet unsere Meere.  
Wir nehmen es in uns auf, durch den Fisch, den wir essen.“ 
 	
							                 Kevin Bacon, (amerikanischer Schauspieler)

Aktuelle Lage
Die Weltmeere bedecken mehr als zwei Drittel unseres „blauen Planeten“. Damit bilden sie das größte Ökosystem der 
Welt, ohne das Leben an Land keine Chance hätte. Denn die Ozeane versorgen uns mit Nahrung, Sauerstoff und regu-
lieren das Klima, indem sie etwa ein Viertel der CO₂-Emissionen aufnehmen, die wir verursachen. Durch den jahrzehn-
telangen Anstieg der CO₂-Emissionen ist das Ökosystem Meer allerdings aus dem Gleichgewicht geraten. Die Folgen 
sind der Klimawandel und eine Versauerung der Ozeane, durch die dieser einzigartige Lebensraum zerstört wird.
Immense Bedrohungen stellen die klimawandelbedingte Überhitzung der Meere sowie die Wasserverschmutzung dar. 
Die Zahl sogenannter toter Zonen in Küstengewässern steigt. Damit gemeint sind Wassergebiete, deren Sauerstoff
gehalt so niedrig ist, dass Fische und andere Meereslebewesen dort nicht mehr leben können. Verursacht wird der 
Sauerstoffmangel vor allem durch stickstoffhaltige Ablaufwasser, die aus der Landwirtschaft durch Zuflüsse in die 
Ozeane gelangen. Gleichzeitig treiben weltweit mehr als 150 Millionen Tonnen Plastikmüll im Meer herum. Während 
sich die Plastikherstellung in den letzten 40 Jahren vervierfacht hat, stagniert die Recyclingrate bei 10 Prozent. Jedes 
Jahr landen etwa 10 Millionen Tonnen Plastik in den Ozeanen (etwa eine Lastwagenladung pro Minute), die sich nicht 
biologisch abbauen, sondern in immer kleinere Teilchen zerfallen. Da Meerestiere die kleinen Plastikteilchen mit 
Nahrung verwechseln, gelangen die Plastikteilchen auch in die menschliche Nahrungskette. Eine weitere Gefahr ist 
die sogenannte illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei (IUU-Fischerei) und die weltweite Überfischung. 
Gleichzeitig muss nachhaltige Kleinfischerei gefördert werden, da sie die Lebensgrundlage vieler Menschen ist und 
daher ein wichtiger Beitrag zu Ernährungssicherheit und Armutsvermeidung ist.
Satellitenbilder aus 2022 zeigen weltweit eine erhöhte Eutrophierung der Küstengewässer, d. h. eine durch mensch-
liche Aktivitäten ausgelöste Anreicherung von Nährstoffen in ursprünglich nährstoffarmen Gewässern. Anfang 2023 
flüchteten 5 Tonnen gefährdete Krebstiere in Süd Afrika sintflutartig aus dem Meer, um zu überleben. 

Situation in Deutschland
Die deutsche Politik will die Nährstoffbelastung der Meere verringern und alle wirtschaftlich genutzten Fischbestände 
in der Nord- und Ostsee nachhaltig bewirtschaften. Im Jahr 2018 lag der Anteil der nachhaltig genutzten Bestände 
jedoch nur bei 51,7 Prozent. Fischpopulationen wie die des Dorsches in der Ostsee brechen zusammen. Negative 
Auswirkungen der Fischerei auf ein Minimum zu reduzieren ist ein europäisches und damit auch ein deutsches Ziel. 
Extremwetterlagen, wie das Jahrhunderthochwasser 2021 und weitere starke Unwetter in Deutschland haben Über-
schwemmungen zur Folge, mit denen Abwasser und Chemikalien in die Flüsse und letztlich ins Meer gelangen. 
Abwasser, die in Industrieregionen unkontrolliert in Flussgewässer gelangen, führen zu Massenfischsterben, wie 
zuletzt die Umweltkatastrophe in der Oder zeigte. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Die Meeresverschmutzung und Vermüllung durch Plastik sowie die Versauerung der Ozeane so weit wie  

möglich reduzieren.
• 	 Gesunde und biodiversitätsreiche Meeres- und Küstenökosysteme nachhaltig verwalten, schützen und wieder

herstellen.
• 	 Fischbestände nachhaltig bewirtschaften und Überfischung, illegale, unregulierte und ungemeldete Fischerei 

beenden.
• 	 Mindestens 10 Prozent der Meere als Meeresschutzgebiete ausweisen und besser verwalten.
• 	 Unterstützung insbesondere kleinerer Inselstaaten bei der nachhaltigen wirtschaftlichen Nutzung von Meeren 

und Küsten.
• 	 Wissenschaftliche Kenntnisse vertiefen, Forschungskapazitäten ausbauen und Technologietransfer sicherstellen.

Ziel 14: Leben unter Wasser
Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger Entwicklung  
erhalten und nachhaltig nutzen



„Wir leben in einem gefährlichen Zeitalter. Der Mensch beherrscht die Natur, bevor er gelernt hat, sich 
selbst zu beherrschen.“  											         
										          Albert Schweitzer

Aktuelle Lage
Biologische Vielfalt und gesunde Ökosysteme sind die Grundlagen unseres Lebens: Mangrovenwälder schützen 
die Küsten vor Flut, Insekten bestäuben die Pflanzen, die wir essen, und Regenwälder wandeln CO2 in Sauerstoff 
um. Doch durch Übernutzung durch intensive Landwirtschaft und die Folgen des Klimawandels ist die Hälfte der 
Ökosysteme heute in schlechterem Zustand als noch vor 50 Jahren. Sie werden nicht nachhaltig genutzt, ihre 
genetische Vielfalt geht verloren, oder sie wurden – wie die Hälfte aller Regenwälder – bereits vollständig zerstört. 
Durchschnittlich 13 Millionen Hektar Wald verschwinden pro Jahr durch Abholzung. Gesunder Wald wird umgewan-
delt in Nutzflächen für die Landwirtschaft, unser Konsum steht in direktem Zusammenhang mit dem Verschwinden 
von Wald auf der ganzen Welt. Immer extremere Waldbrände vernichten ganze Landstriche. Die Zerstörung der 
Landökosysteme hat weitreichende Konsequenzen: eine Million Tier- und Pflanzenarten sind akut vom Aussterben 
bedroht. In den letzten dreißig Jahren gab es einen Rückgang der Artenvielfalt um 10 Prozent. Darunter leiden auch 
indigene Gruppen und ihre traditionellen Lebensweisen. Und auch die globale Landwirtschaft, die unsere Versorgung 
mit Lebensmitteln garantiert, ist in Gefahr: Ein Drittel der fruchtbaren Landfläche weltweit ist in den letzten 40 
Jahren durch Verschmutzung, Erosion oder Wüstenbildung verloren gegangen – während die Welt bis 2050 für die 
wachsende Erdbevölkerung schätzungsweise 50 Prozent mehr Lebensmittel produzieren muss.
Durch das Eindringen des Menschen in die natürlichen Lebensräume der Tiere, und insbesondere beim Handel mit 
Wildtieren, entstehen immer mehr Infektionskrankheiten, die sich von wildlebenden Tieren auf den Menschen über-
tragen. Diese sog. Zoonosen, zu denen auch das Corona-Virus gehört, machen über 75 Prozent der neuen Infektions
krankheiten aus. Die Covid-19-Pandemie zeigt besonders deutlich, dass die Menschen durch die Zerstörung der 
Umwelt auch ihr eigenes Überleben gefährden.

Situation in Deutschland
Fast die Hälfte der Flächen in Deutschland wird landwirtschaftlich genutzt. Produktionssteigerungen und immer 
intensivere Bewirtschaftung gehen an der Umwelt nicht spurlos vorbei. Jeden Tag verliert die Natur hierzulande 
eine Fläche von etwa 90 Fußballfeldern an Verkehr und Siedlungsbau. Durch schwere Maschinen werden Böden 
beschädigt, was wiederum zu Erosion und einem Verlust der Bodenfruchtbarkeit führen kann. Düngemittel stellen 
ein Risiko für Erde und Grundwasser dar, und die niedrige Artenvielfalt auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
schränkt tierische Nahrungsquellen und Lebensräume ein. 
Besonders stark diskutiert wird in Deutschland aktuell das Problem des Insektensterbens – ein erschreckendes 
Beispiel für den Verlust der biologischen Vielfalt. Bei 96 Prozent der Arten haben Insektenforscher*innen einen 
Rückgang festgestellt. Das hat nicht nur drastische Folgen für die Landwirtschaft selbst – an vielen Orten gibt es 
nicht mehr genügend Insekten, um Felder natürlich zu bestäuben – sondern bringt ganze Ökosysteme aus dem 
Gleichgewicht. Die Anzahl der Vögel ist um 40 Prozent geschrumpft, da Insekten als Nahrungsquelle dienen. 
Ungewöhnliche Hitze- und Dürreperioden in den Jahren 2018 bis 2021 und der durch sie begünstigte Befall durch 
Schadinsekten zerstörten fast 5 Prozent der gesamten Waldfläche Deutschlands. 

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Land- und Binnensüßwasser-Ökosysteme erhalten, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung gewährleisten: 

Wälder aufforsten, Wüstenbildung bekämpfen, und Bergökosysteme erhalten.
•	 Natürliche Lebensräume schützen und schädliche, gebietsfremde Arten kontrollieren, um akut bedrohte Arten vor 

dem Aussterben zu bewahren und biologische Vielfalt sicherzustellen.
•	 Die Wilderei und den illegalen Handel mit bedrohten Tier- und Pflanzenarten unterbinden.
•	 Den Zugang zu und die gerechte Aufteilung der natürlichen Ressourcen fördern.

Leben an Land
Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, 
Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodendegradation 
beenden und umkehren und dem Verlust der Biodiversität ein Ende setzen



„Man muss Partei ergreifen. Neutralität hilft dem Unterdrücker, niemals dem Opfer. Stillschweigen bestärkt den 

Peiniger, niemals den Gepeinigten.“ 
						      Elie Wiesel, Schriftsteller und Friedensnobelpreisträger

Aktuelle Lage
Frieden, körperliche Unversehrtheit und Schutz durch ein stabiles Rechtssystem sind unabdingbare Voraussetzungen für nach-
haltige Entwicklung und Wohlstand. Zu viele Menschen sind auf zu schwache Institutionen angewiesen und sind ohne Zugang zu 
Justiz, Informationen und anderen Grundfreiheiten. Kriegerische Konflikte, sowie häusliche und kriminelle Gewalt, bedrohen das 
Leben von Millionen Menschen nicht nur unmittelbar – sie verschlechtern auch die langfristigen Lebensbedingungen, vermindern 
Ernteerträge und Ressourcen, verringern die Chancen auf Bildung, auf Gesundheitsfürsorge und Partizipation.
100 Zivilpersonen sterben jeden Tag in bewaffneten Konflikten. Aufgrund des Kriegs in der Ukraine stieg die Zahl der konfliktbe-
dingten Todesopfer 2022 um 50 Prozent. Insgesamt lag die Zahl der weltweiten Konflikte 2022 bei 363, darunter 18 internationale 
kriegerische Auseinandersetzungen mit hoher Intensität. Die Zahl der Menschen, die aus ihrer Heimat flüchten, hat sich in den 
vergangenen zehn Jahren nahezu verdoppelt. Ende 2022 waren weltweit insgesamt 108,4 Millionen Menschen auf der Flucht – 
das sind 19 Millionen Menschen mehr als im Vorjahr. Einer der Hauptgründe für den starken Anstieg war der Krieg in der Ukraine, 
der Millionen Menschen zu Vertriebenen machte. Im Jahr 2021 erlebte die Welt zudem die höchste Anzahl von vorsätzlichen 
Tötungsdelikten in den letzten zwei Jahrzehnten.
In vielen Staaten herrscht Willkür, Ungleichheit und Korruption. Staatliche Ordnung, Verwaltung und Daseinsfürsorge brechen 
zusammen. Jährlich gehen 2,16 Billionen US-Dollar durch Korruption verloren. Häufig ist die Zahlung von Schmiergeld die Voraus-
setzung, um Zugang zu Wasser, Strom oder Dienstleistungen im Gesundheits-, Bildungs- und Justizwesen zu erhalten. Bestechung 
kommt in Ländern mit niedrigem Einkommen häufiger vor als in Ländern mit hohem Einkommen (37,6 Prozent bzw. 7,2 Prozent). 
Auch die Kriminalitätsraten sind in vielen Teilen der Welt sehr hoch, zum Beispiel werden in Lateinamerika durchschnittlich 
23 von 100.000 Menschen ermordet. 30 Prozent aller Gefangenen weltweit werden ohne Gerichtsurteil festgehalten.  
Die Covid-19-Pandemie hat besonders für Kinder das Risiko von Ausbeutung, darunter Kinderhandel und Kinderarbeit erhöht. 
Grundvoraussetzung für den Schutz durch das Gesetz ist die Registrierung der Geburt, die noch immer 25 Prozent aller Kinder 
verwehrt wird.
Im Jahr 2020 hatten nur 82 Länder unabhängige nationale Institutionen, die die Menschenrechte fördern und schützen und die im 
Einklang mit internationalen Standards stehen. 

Situation in Deutschland
Deutschland ist eines der sichersten Länder der Welt. Doch auch hier gibt es Korruption und die staatliche Verwaltung versagt. 
Transparenz und Rechenschaftspflicht staatlicher Institutionen und Behörden und eine effektive Kontrolle durch politisch legiti-
mierte Gremien sind hier unverzichtbar, ebenso wie freie Presse und Berichterstattung.
Auch Kriminalität ist ein Thema in Deutschland. Im Jahr 2020 lag die Anzahl der polizeilich registrierten Straftaten bei insgesamt 
ca. 5,3 Millionen. Darunter entfielen 75.000 Fälle auf Wohnungseinbruchsdiebstahl, 800.000 auf Betrug und 130.000 auf gefähr
liche und schwere Körperverletzung. 2022 lag die Mordrate bei 0,25 von 100.000 Menschen.
Kriege und Konflikte haben auch Auswirkungen auf Deutschland wie das Beispiel der Geflüchteten aus Syrien belegt. Mit dem 
Angriff Russlands auf die Ukraine gibt es zum ersten Mal seit vielen Jahren wieder einen Krieg auf dem europäischen Kontinent. 
Dessen politische und wirtschaftliche Folgen sind auch in Deutschland spürbar.

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Die Grundfreiheiten aller Menschen im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften und völkerrechtlichen Überein-

künften schützen und alle Formen der Gewalt sowie die gewaltbedingte Sterblichkeit überall deutlich verringern.
•	 Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, den Kinderhandel, Folter und alle Formen von Gewalt gegen Kinder beenden.
•	 Die Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene fördern, den gleichberechtigten Zugang aller zur Justiz 

und zu Informationen gewährleisten und nichtdiskriminierende Rechtsvorschriften und Politiken zugunsten einer nach-
haltigen Entwicklung fördern und durchsetzen.

•	 Alle Formen der organisierten Kriminalität bekämpfen, illegale Finanz- und Waffenströme, Korruption und Bestechung 
bis 2030 deutlich verringern und die internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus 
unterstützen.

•	 Leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen aufbauen, die die Bedürfnisse 
und Interessen aller Menschen in politischen Fragen achten.

Ziel 16: Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen
Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern,  
allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige,  
rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen



„Wir können die erste Generation sein, der es gelingt, die Armut zu beseitigen, ebenso wie wir die letzte 
sein könnten, die die Chance hat, unseren Planeten zu retten.“ 
 						     Ban-Ki Moon, UN-Generalsekretär von 2007 bis 2016

Aktuelle Lage
Globale und lokale Partnerschaften, die zusammenhalten und sich gegenseitig unterstützen, treiben eine nachhaltige Entwicklung 
voran. Aktuell findet international nur vereinzelt Zusammenarbeit zur Erreichung der Ziele statt. National werden Themen jedoch 
bereits auf unterschiedlichen Ebenen bearbeitet. Vor allem Ziele wie Armutsbekämpfung, Klimaschutz und der Erhalt der Ökosys-
teme können nicht allein erreicht werden und brauchen eine internationale verbindliche Basis. Dafür bedarf es Zusammenarbeit, 
gegenseitigen Respekt und gemeinsam getragene Werte. Ziel 17 umfasst sowohl finanzielle, technologische, als auch wirtschaft-
liche und institutionelle globale Rahmenbedingungen, die notwendig sind, damit eine nachhaltige Entwicklung finanziert und 
erfolgreich umgesetzt werden kann. Die Agenda 2030 gewinnt zwar immer mehr an Ansehen und Unterstützung, jedoch bestehen 
weiterhin große Hürden, die zu bewältigen sind, wie das aktuelle SDG-Gipfeltreffen in einer Zwischenbilanz zeigte.  
Die Ausgaben für offizielle Entwicklungsarbeit (ODA) sind noch weit von der der Zielvorgabe entfernt: sie machen aktuell ca. 0,33 
Prozent des Bruttonationaleinkommens der Geberländer aus. Bis 2030 sollen es 0,7 Prozent sein. Dennoch erreichen die ODA-
Mittel Höchstwerte: Der Anstieg im Jahr 2022 ist größtenteils auf Mittel für Geflüchtetenhilfe in Geberländern, sowie Hilfe für  
die Ukraine zurückzuführen. 
Die Pandemie stellte multilaterale und globale Partnerschaften vor große Herausforderungen. Gleichzeitig zeigte sie aber auch, 
dass Zusammenarbeit und Solidarität heute wichtiger denn je sind. Eine gute Vernetzung ist effektiv gegen Armut und stellt  
sicher, dass Länder die nötigen Mittel zur Verwirklichung der Ziele haben. Zwar ist die Anzahl derer mit Internetzugang seit 2015 
um 65 Prozent gestiegen, post-pandemisch ist der Prozess, einen Zugang für alle zu ermöglichen, jedoch verlangsamt worden.  
2,7 Milliarden Menschen sind noch immer offline. 
Das Oberprinzip der Agenda 2030 lautet: „niemanden zurücklassen“. Es ist unsere gemeinschaftliche Verantwortung, Zugang zu 
Bildung, Forschung und fairen Produktionsbedingungen zu verschaffen, den Zusammenhalt zu stärken und jeden Menschen auf 
den Weg zur nachhaltigen Entwicklung mitzunehmen. Geopolitische Spannungen und das Wiederaufleben von Nationalismus 
behindern allerdings aktuell internationale Kooperationen und Koordinationen. 

Situation in Deutschland
Deutschland zählt zu einer der wichtigsten Industrienationen und setzt sich international für die Umsetzung der Nachhaltigkeits-
ziele ein. Fairer Handel, sozialer Zusammenhalt und der Wissens- und Technologietransfer sind in der deutschen Nachhaltigkeits-
strategie vertreten. Die ODA-Ausgaben in Deutschland betrugen mit 33,3 Milliarden Euro im Jahr 2022 so viel wie nie zuvor. Das 
sind Ausgaben für finanzielle und technische Zusammenarbeit für Entwicklungs- und Schwellenländer, humanitäre Hilfe sowie  
Beiträge für Entwicklungszusammenarbeit. Damit hat Deutschland eine Zielvereinbarung der Agenda 2030 eingehalten: mit mehr 
als 0,8 Prozent des Bruttonationaleinkommens wurde Entwicklungshilfe vorangetrieben. Mithilfe der Entwicklungszusammen
arbeit werden die weltweite Armut gemindert, der Frieden gesichert und Notlagen gelindert.
Darüber hinaus wird die Globalisierung gerechter gestaltet und die Umwelt geschützt. Die Bundesrepublik hat die Notwendigkeit 
und Wichtigkeit der engen und langfristigen Zusammenarbeit erkannt und arbeitet deshalb mit den verschiedensten Akteur*innen 
zusammen. Das Ergebnis: nachhaltige Projekte und verbundene Partnerschaften, die gemeinsam die gleichen Ziele für eine nach-
haltige Entwicklung verfolgen und umsetzen.

Konkrete Ziele der Agenda 2030:
•	 Die Abhängigkeit der ärmeren Länder von den reicheren Ländern verringern, Entschuldung und Förderung von Schulden

finanzierung, sowie Förderung einheimischer Ressourcen.
• 	 Sicherstellen, dass Länder des geopolitischen Nordens die Zielvorgabe von 0,7 Prozent ihres Bruttonationaleinkommens  

im Bereich der öffentlichen Entwicklungshilfe voll einhalten.
• 	 Politische Entscheidungen eines Landes respektieren, sofern sie nicht anderen Regelungen widersprechen und Ausbau der 

„Dreieckskooperationen“ zwischen Industrieländern, Schwellenländern und ärmeren Ländern, um voneinander zu lernen.
• 	 Stärkere Einbindung von öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Organisationen und Einzelpersonen, die sich zu globalen 

Themen wie Armut, Gesundheit und Bildung engagieren.
• 	 Ein universales, regelgestütztes, offenes, nichtdiskriminierendes und gerechtes multilaterales Handelssystem unter dem 

Dach der Welthandelsorganisation fördern.

PARTNER-
SCHAFTEN 
ZUR ERREICHUNG 
DER ZIELE 

Ziel 17: Partnerschaften zur Erreichung der Ziele
Umsetzungsmittel stärken und die Globale Partnerschaft für nachhaltige  
Entwicklung mit neuem Leben erfüllen


